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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Tim Pargent, Jürgen 
Mistol, Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Verena Osgyan, 
Gisela Sengl, Benjamin Adjei, Kerstin Celina, Barbara Fuchs, Markus (Tessa) 
Ganserer, Christina Haubrich, Claudia Köhler, Andreas Krahl, Stephanie Schuh-
knecht und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Steuerhindernisse für vermietete Werkswohnungen abbauen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen über den Stand und die steuerlichen Aspekte der Vermietung von Wohnraum von 
Unternehmen und Organisationen an ihre Arbeitnehmer zu berichten. 

Dabei ist insbesondere auf folgende Fragen einzugehen: 

─ Wie hat sich die Zahl von Werksmietwohnungen oder anderen Formen von Wohn-
raum für Beschäftigte entwickelt? 

─ Wie viele Werkswohnungen werden derzeit in Bayern vermietet? 

─ In wie vielen Fällen und in welcher Größenordnung müssen Beschäftigte geldwerte 
Vorteile aus den Mietverhältnissen versteuern? 

─ Wie kann die Zurverfügungstellung von Werkswohnungen grundsätzlich besser ge-
fördert werden? 

─ Plant die Staatsregierung, sich auf Bundesebene für eine steuerliche Verbesserung 
bei der Vermietung von Wohnraum durch Arbeitgeber einzusetzen? 

─ Welche Modelle, beispielsweise eine Pauschalbesteuerung oder ein Freibetrag, 
kommen dabei aus Sicht der Staatsregierung in Betracht? 

 

 

Begründung: 

Die Bereitstellung von Wohnraum, insbesondere von preisgünstigem Wohnraum, ist bei 
der Suche von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für Unternehmen ein deutlicher Vorteil. 
Der Vorteil kann aber schnell relativiert werden, wenn die Begünstigten die niedrige 
Miete über eine höhere Einkommensteuerbelastung wieder ausgleichen müssen. 

Denn eine zu große Differenz zwischen der Miete für eine Werkswohnung und der orts-
üblichen Miete wird steuerlich als geldwerter Vorteil gesehen. 

Das Modell der vermieteten Werkswohnungen ist daher weder für Unternehmen noch 
für Beschäftigte besonders attraktiv. Es könnte aber ein Weg sein, das Wohnungsan-
gebot zu erhöhen, wenn Unternehmen dazu bereit sind, Wohnraum nach diesem Mo-
dell zu schaffen und zu vermieten. 

Es sollte daher ein steuerlicher Kompromiss gesucht werden, der auf der einen Seite 
Anreize zur Schaffung von Wohnraum für Beschäftigte schafft und auf der anderen 
Seite aber kein Steuerschlupfloch schafft.  
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Tim Pargent 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 18/343 

Steuerhindernisse für vermietete Werkswohnungen abbauen 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Tim Pargent 
Mitberichterstatter: Gerald Pittner 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen feder-
führend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag nicht 
befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 9. Sitzung am 
14. März 2019 beraten und e i n s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

Josef Zellmeier 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Tim Pargent, Jür-
gen Mistol, Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Verena Osgyan, 
Gisela Sengl, Benjamin Adjei, Kerstin Celina, Barbara Fuchs, Markus (Tessa) 
Ganserer, Christina Haubrich, Claudia Köhler, Andreas Krahl, Stephanie Schuh-
knecht und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/343, 18/1487 

Steuerhindernisse für vermietete Werkswohnungen abbauen 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen über den Stand und die steuerlichen Aspekte der Vermietung von Wohnraum von 
Unternehmen und Organisationen an ihre Arbeitnehmer zu berichten. 

Dabei ist insbesondere auf folgende Fragen einzugehen: 

─ Wie hat sich die Zahl von Werksmietwohnungen oder anderen Formen von Wohn-
raum für Beschäftigte entwickelt? 

─ Wie viele Werkswohnungen werden derzeit in Bayern vermietet? 

─ In wie vielen Fällen und in welcher Größenordnung müssen Beschäftigte geldwerte 
Vorteile aus den Mietverhältnissen versteuern? 

─ Wie kann die Zurverfügungstellung von Werkswohnungen grundsätzlich besser ge-
fördert werden? 

─ Plant die Staatsregierung, sich auf Bundesebene für eine steuerliche Verbesserung 
bei der Vermietung von Wohnraum durch Arbeitgeber einzusetzen? 

─ Welche Modelle, beispielsweise eine Pauschalbesteuerung oder ein Freibetrag, 
kommen dabei aus Sicht der Staatsregierung in Betracht? 

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring



Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 3)

Ich bitte, die Plätze wieder einzunehmen, weil wir eine Abstimmung haben. Wir stim­

men über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge ab, die gemäß § 59 Absatz 7 der Ge­

schäftsordnung nicht einzeln beraten werden. Hinsichtlich der jeweiligen Abstim­

mungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen 

vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 3)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die CSU, die GRÜNEN, die FREI­

EN WÄHLER, die AfD, die SPD und die FDP. Ich bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. – 

Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Nun die Frage an die fraktionslosen Abgeord­

neten. – Sie sind nicht im Raum. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Bevor ich die Beratung der Dringlichkeitsanträge aufrufe, gebe ich Ihnen bekannt, 

dass die Fraktionen übereingekommen sind, beim letzten Tagesordnungspunkt – das 

ist der Antrag der Abgeordneten Horst Arnold, Natascha Kohnen, Florian von Brunn 

und anderer (SPD) betreffend "Endlich Rechtssicherheit für Mieterinnen und Mieter – 

Bayerische Mieterschutzverordnung sofort neu erlassen!" auf Drucksache 18/319 – 

auf eine Aussprache zu verzichten. Damit wird der Antrag nach den Dringlichkeitsan­

trägen aufgerufen. Es wird ohne Aussprache darüber abgestimmt.
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